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(2) Die Zollbehörden erstatten oder erlassen den Einfuhr- oder
Ausfuhrabgabenbetrag gemäß Absatz 1, wenn er sich auf mindes-
tens 10 EUR beläuft, es sei denn, die betreffende Person beantragt 
die Erstattung oder den Erlass eines niedrigeren Betrags. 

(3) Sind die Zollbehörden der Auffassung, dass eine Erstat-
tung oder ein Erlass gemäß Artikel 119 oder 120 gewährt wer-
den sollte, so leitet der betreffende Mitgliedstaat die Akte in je-
dem der folgenden Fälle zur Entscheidung an die Kommission 
weiter: 
 a) die Zollbehörden sind der Auffassung, dass die besonderen

Umstände auf Pflichtversäumnisse der Kommission zurück-
gehen,

b) die Zollbehörden sind der Auffassung, dass die Kommission
einen Irrtum im Sinne des Artikels 119 begangen hat,

 c) der betreffende Fall steht im Zusammenhang mit Ergebnis-
sen von Ermittlungen der Union im Rahmen der Verord-
nung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. März 1997 über
die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden
der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behör-
den mit der Kommission im Hinblick auf die ordnungsge-
mäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung5) oder
anderer Unionsrechtsakte oder Abkommen, die die Union
mit anderen Ländern oder Ländergruppen geschlossen hat
und in denen die Möglichkeit der Durchführung derartiger
Ermittlungen der Union vorgesehen ist,

d) der Betrag, zu dessen Entrichtung die betreffende Person
im Zusammenhang mit einem oder mehreren Einfuhr-
Ausfuhrvorgängen gegebenenfalls verpflichtet ist, ent-
spricht aufgrund eines Irrtums oder besonderer Umstände
500 000 EUR oder überschreitet diesen Betrag.
Ungeachtet des Unterabsatzes 1 werden in keinem der fol-

genden Fälle Akten übermittelt: 
 a) die Kommission hat bereits eine Entscheidung in einem

sachlich und rechtlich vergleichbaren Fall getroffen,
b) die Kommission ist bereits mit einem Fall mit vergleichbaren

sachlichen und rechtlichen Merkmalen befasst.
(4) Stellen die Zollbehörden selbst innerhalb der Frist des

Artikels 121 Absatz 1 fest, dass die Einfuhr- oder Ausfuhrabga-
benbeträge nach Artikel 117, 119 oder 120 erstattet oder erlas-
sen werden können, so erstatten oder erlassen sie die Abgaben 
von Amts wegen vorbehaltlich der Regeln über die Zuständig-
keit für die Entscheidung. 

(5) Die Erstattung oder der Erlass wird nicht gewährt, wenn
die Mitteilung der Zollschuld auf einer Täuschung durch den 
Zollschuldner beruht. 
_____________________________________________________________ 

5) ABl. L 82 vom 22.3.1997, S. 1.

Art. 177 
UZK-DVO 

Art. 98–102 
UZK-DelVO 
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(6) Im Falle der Erstattung sind von den betreffenden Zoll-
behörden keine Zinsen zu zahlen. 

Zinsen sind jedoch zu zahlen, wenn eine Erstattungsent-
scheidung nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Tag, an 
dem sie getroffen wurde, vollzogen wird, es sei denn, dass die 
Nichteinhaltung der Frist nicht von den Zollbehörden zu ver-
treten ist. 

In diesem Fall sind die Zinsen ab dem Tag, an dem die 
Dreimonatsfrist abläuft, bis zum Tag der Erstattung zu zahlen. 
Der Zinssatz wird nach Artikel 112 festgesetzt. 

(7) Haben die Zollbehörden die Erstattung oder den Erlass
zu Unrecht gewährt, so lebt die ursprüngliche Zollschuld wie-
der auf, soweit sie nicht nach Artikel 103 verjährt ist. 

In diesem Fall sind nach Absatz 6 Unterabsatz 2 gezahlte 
Zinsen zurückzuzahlen. 

Art. 117 Zu hoch bemessene Einfuhr- oder Ausfuhrab-
gabenbeträge. (1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbeträge 
werden erstattet oder erlassen, soweit der der ursprünglich mit-
geteilten Zollschuld entsprechende Betrag den zu entrichten-
den Betrag übersteigt oder die Zollschuld dem Zollschuldner 
entgegen Artikel 102 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe c 
oder d mitgeteilt wurde. 

(2) Wird der Antrag auf Erstattung oder Erlass damit be-
gründet, dass zum Zeitpunkt der Annahme der Anmeldung der 
Waren zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr im 
Rahmen eines Zollkontingents, eines Zollplafonds oder einer 
anderen zolltariflichen Begünstigung ein ermäßigter Zollsatz 
oder Zollfreiheit galt, wird die Erstattung oder der Erlass ge-
währt, sofern zur Zeit der Vorlage des mit den erforderlichen 
Unterlagen versehenen Antrags eine der folgenden Bedingun-
gen erfüllt ist: 
 a) im Falle eines Zollkontingents ist dessen Höchstmenge nicht

erschöpft,
b) in anderen Fällen ist der normalerweise anwendbare Zollsatz

nicht wieder eingeführt worden.

Art. 118 Schadhafte Waren oder Waren, die den Ver-
tragsbedingungen nicht entsprechen. (1) Die Einfuhrabga-
benbeträge werden erstattet oder erlassen, wenn die Mitteilung 
der Zollschuld Waren betrifft, die vom Einführer zurückgewie-
sen wurden, weil sie zum Zeitpunkt der Überlassung schadhaft 
waren oder nicht den Bedingungen des Vertrags entsprachen, 
der Grundlage für die Einfuhr dieser Waren war. 

Schadhaften Waren gleichgestellt sind Waren, die vor der 
Überlassung beschädigt worden sind. 

(2) Die Erstattung oder der Erlass wird ungeachtet des Ab-
satzes 3 gewährt, sofern die Waren nicht verwendet oder ge-
braucht wurden – es sei denn, es konnte erst nach Beginn der 
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Verwendung festgestellt werden, dass sie schadhaft sind oder 
nicht den Vertragsbedingungen entsprechen – und sofern sie 
aus dem Zollgebiet der Union verbracht werden. 

(3) Die Erstattung oder der Erlass werden nicht gewährt,
falls: 
 a) die Waren vor ihrer Überführung in den zollrechtlich freien

Verkehr bereits in ein besonderes Verfahren zu Versuchs-
zwecken übergeführt worden waren, es sei denn, dass nach-
weislich die Schadhaftigkeit dieser Waren oder ihre Nicht-
übereinstimmung mit den Vertragsbedingungen bei den
Versuchen normalerweise nicht festgestellt werden konnte,

b) die Schadhaftigkeit der Waren bei der Festlegung der Bedin-
gungen – insbesondere der preislichen Bedingungen – des
Vertrages berücksichtigt worden war, bevor die Waren in das
Zollverfahren übergeführt worden sind, aufgrund dessen die
Zollschuld entstanden ist, oder

 c) die Waren vom Antragsteller nach der Feststellung der
Schadhaftigkeit oder der Nichtübereinstimmung mit den
Vertragsbedingungen verkauft worden sind.
(4) Anstelle der Verbringung aus dem Zollgebiet der Union

bewilligen die Zollbehörden auf Antrag der betroffenen Per-
son, dass die Waren in die aktive Veredelung – auch zur Zer-
störung –, den externen Versand, das Zolllager oder die Frei-
zone übergeführt werden. 

Art. 119 Irrtum der zuständigen Behörden. (1) In ande-
ren als den in Artikel 116 Absatz 1 Unterabsatz 2 und in den 
Artikeln 117, 118 und 120 genannten Fällen werden Einfuhr- 
oder Ausfuhrabgabenbeträge erstattet oder erlassen, sofern der 
der ursprünglich mitgeteilten Zollschuld entsprechende Betrag 
aufgrund eines Irrtums der zuständigen Behörden einem nied-
rigeren als dem zu entrichtenden Betrag entsprach und die fol-
genden Voraussetzungen erfüllt sind: 
 a) Dieser Irrtum konnte vom Zollschuldner vernünftigerweise

nicht erkannt werden und
b) der Zollschuldner hat gutgläubig gehandelt.

(2) Werden die Bedingungen gemäß Artikel 117 Absatz 2
nicht erfüllt, so wird die Erstattung oder der Erlass gewährt, 
wenn aufgrund eines Irrtums der zuständigen Zollbehörden 
der ermäßigte Zollsatz oder die Zollfreiheit nicht angewandt 
worden ist, obwohl bei der Zollanmeldung zur Überlassung 
zum zollrechtlich freien Verkehr alle für die Anwendung des 
ermäßigten Zollsatzes oder der Zollfreiheit erforderlichen An-
gaben ordnungsgemäß gemacht und die erforderlichen Unter-
lagen vorgelegt worden waren. 

(3) Wird die Präferenzbehandlung von Waren im Rahmen
einer Verwaltungszusammenarbeit mit Behörden eines Landes 
oder Gebiets außerhalb des Zollgebiets der Union gewährt, so 
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gilt eine von diesen Behörden ausgestellte Bescheinigung, die 
sich als unrichtig erweist, als Irrtum im Sinne des Absatzes 1 
Buchstabe a, der vernünftigerweise nicht erkannt werden 
konnte. 

Die Ausstellung einer unrichtigen Bescheinigung gilt jedoch 
nicht als Irrtum, wenn die Bescheinigung auf einer unrichtigen 
Darstellung der Tatsachen durch den Ausführer beruht, es sei 
denn, es ist offensichtlich, dass die ausstellenden Behörden 
wussten oder hätten wissen müssen, dass die Waren die Voraus-
setzungen für die Gewährung der Präferenzbehandlung nicht 
erfüllten. 

Der Zollschuldner gilt als gutgläubig, wenn er darlegen 
kann, dass er sich während der Zeit des betreffenden Handels-
geschäfts mit der gebotenen Sorgfalt vergewissert hat, dass alle 
Voraussetzungen für die Präferenzbehandlung erfüllt worden 
sind. 

Der Zollschuldner kann sich nicht darauf berufen, gutgläu-
big gehandelt zu haben, wenn die Kommission im Amtsblatt der 
Europäischen Union eine Mitteilung veröffentlicht hat, nach der 
begründete Zweifel an der ordnungsgemäßen Anwendung der 
Präferenzregelung durch das begünstigte Land oder Gebiet be-
stehen. 

Art. 120 Billigkeit. (1) In anderen als den in Artikel 116 Ab-
satz 1 Unterabsatz 2 und in den Artikeln 117, 118 und 119 ge-
nannten Fällen werden die Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbe-
träge aus Billigkeitsgründen erstattet oder erlassen, wenn die 
Zollschuld unter besonderen Umständen entstanden ist, die 
nicht auf eine Täuschung oder offensichtliche Fahrlässigkeit des 
Zollschuldners zurückzuführen sind. 

(2) Besondere Umstände gemäß Absatz 1 liegen vor, wenn
die Umstände des Falls klar erkennen lassen, dass sich der Zoll-
schuldner im Vergleich zu anderen Wirtschaftsbeteiligten im 
gleichen Geschäftsfeld in einer besonderen Lage befindet und 
dass ihm, wenn diese besonderen Umstände nicht vorliegen 
würden, keine Nachteile aus der Erhebung des Einfuhr- oder 
Ausfuhrabgabenbetrags entstanden wären. 

Art. 121 Verfahren für die Erstattung und den Erlass.  
(1) Anträge auf Erstattung oder Erlass nach Artikel 116 sind

innerhalb der folgenden Fristen bei den Zollbehörden zu stel-
len: 
 a) im Falle von zu hoch bemessenen Einfuhr- und Ausfuhrab-

gabenbeträgen, Irrtümern der zuständigen Behörden oder
Billigkeit: innerhalb von drei Jahren nach Mitteilung der
Zollschuld,

b) im Falle von schadhaften Waren oder Waren, die den Ver-
tragsbedingungen nicht entsprechen: innerhalb eines Jahres
nach Mitteilung der Zollschuld,
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 c) im Falle der Ungültigerklärung der Zollanmeldung: inner-
halb der in den geltenden Vorschriften für die Ungültiger-
klärung vorgesehenen Fristen.
Die Fristen des Unterabsatzes 1 Buchstaben a und b werden

verlängert, wenn der Antragsteller nachweist, dass er den An-
trag infolge eines unvorhersehbaren Ereignisses oder höherer 
Gewalt nicht fristgerecht stellen konnte. 

(2) Sind die Zollbehörden nicht in der Lage, anhand der an-
geführten Gründe die Erstattung und den Erlass eines Einfuhr- 
oder Ausfuhrabgabenbetrags zu gewähren, so sind sie verpflich-
tet, den Sachverhalt des betreffenden Antrags auf Erstattung 
oder Erlass im Lichte anderer Gründe für eine Erstattung oder 
einen Erlass gemäß Artikel 116 zu prüfen. 

(3) Ist nach Artikel 44 ein Rechtsbehelf gegen die Mittei-
lung der Zollschuld eingelegt worden, so wird die Frist des Ab-
satzes 1 Unterabsatz 1 ab dem Tag der Einlegung des Rechts-
behelfs für die Dauer des Rechtsbehelfsverfahrens ausgesetzt. 

(4) Gewährt eine Zollbehörde eine Erstattung oder einen
Erlass gemäß den Artikeln 119 und 120, so unterrichtet der be-
treffende Mitgliedstaat die Kommission davon. 

Art. 122 Befugnisübertragung. Die Kommission wird er-
mächtigt, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 284 zu erlassen, 
in denen die für die Kommission geltenden Regeln für den Er-
lass der Entscheidung nach Artikel 116 Absatz 3 und insbeson-
dere für Folgendes festgelegt werden: 
 a) die Bedingungen für die Annahme der Akte,
b) die Frist für den Erlass einer Entscheidung und die Ausset-

zung dieser Frist,
 c) die Mitteilung der von der Kommission in Aussicht ge-

nommenen Begründung ihrer Entscheidung – bevor eine
für die betreffende Person nachteilige Entscheidung getrof-
fen wird,

d) die Mitteilung der Entscheidung,
 e) die Folgen des Ausbleibens einer Entscheidung oder der

Nichtmitteilung der Entscheidung.

Art. 123 Übertragung von Durchführungsbefugnissen. 
(1) Die Kommission legt im Wege von Durchführungs-

rechtsakten die Verfahrensregeln für Folgendes fest: 
 a) für Erstattung und Erlass nach Artikel 116,
b) für die Unterrichtung der Kommission nach Artikel 121

Absatz 4 und die Übermittlung der Angaben.
Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem Prüfver-

fahren gemäß Artikel 285 Absatz 4 erlassen. 

Art. 181 
UZK-DVO 
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(2) Die Kommission erlässt die in Artikel 116 Absatz 3 ge-
nannte Entscheidung im Wege von Durchführungsrechtsakten. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Arti-
kel 285 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 

Ist die Stellungnahme des in Artikel 285 Absatz 1 genannten 
Ausschusses im schriftlichen Verfahren einzuholen, so findet 
Artikel 285 Absatz 6 Anwendung. 

Kapitel 4. Erlöschen der Zollschuld 
Art. 124 Erlöschen. (1) Unbeschadet der geltenden Vor-
schriften über die Nichterhebung des der Zollschuld entspre-
chenden Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbetrags im Falle einer 
gerichtlich festgestellten Insolvenz des Zollschuldners erlischt 
die Einfuhr- oder Ausfuhrzollschuld: 
 a) wenn die Zollschuld dem Zollschuldner nach Artikel 103

nicht mehr mitgeteilt werden kann,
b) durch Entrichtung des Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbe-

trags,
 c) vorbehaltlich des Absatzes 5 durch Erlass des Einfuhr- oder

Ausfuhrabgabenbetrags,
d) wenn im Falle von Waren, die zu einem Zollverfahren an-

gemeldet worden sind, das die Verpflichtung zur Entrich-
tung von Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben enthält, die Zoll-
anmeldung für ungültig erklärt wird,

 e) wenn einfuhr- oder ausfuhrabgabenpflichtige Waren einge-
zogen oder beschlagnahmt und gleichzeitig oder nachfol-
gend eingezogen werden,

 f) wenn einfuhr- oder ausfuhrabgabenpflichtige Waren unter
zollamtlicher Überwachung zerstört oder zugunsten der
Staatskasse aufgegeben werden,

 g) wenn das Verschwinden der Waren oder die Nichterfüllung
der zollrechtlichen Verpflichtungen darauf zurückzuführen
ist, dass die betreffenden Waren aufgrund ihrer Beschaffen-
heit, infolge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Ge-
walt oder auf Anweisung der Zollbehörden vollständig zer-
stört worden oder unwiederbringlich verloren gegangen
sind, für die Zwecke dieses Buchstabens gilt eine Ware als
unwiederbringlich verloren gegangen, wenn sie von nie-
mandem mehr zu verwenden ist,

h) wenn die Zollschuld nach Artikel 79 oder 82 entstanden ist
und die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
i) Der Verstoß, durch den die Zollschuld entstanden ist,

hatte keine erheblichen Auswirkungen auf die ordnungs-
gemäße Abwicklung des betreffenden Zollverfahrens und
war kein Täuschungsversuch,

ii) nachträglich werden alle notwendigen Formalitäten er-
füllt, um die Situation der Waren zu bereinigen,

Art. 103  
UZK-DelVO 
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i) wenn Waren, die aufgrund ihrer Endverwendung einfuhrab-
gabenfrei oder zu einem ermäßigten Einfuhrabgabensatz
zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen wurden, mit Zu-
stimmung der Zollbehörden ausgeführt worden sind,

j) wenn die Zollschuld nach Artikel 78 entstanden ist und die
für die Gewährung der Zollpräferenzbehandlung nach dem-
selben Artikel erfüllten Formalitäten für ungültig erklärt
worden sind,

k) wenn vorbehaltlich des Absatzes 6 die Zollschuld nach Arti-
kel 79 entstanden ist und den Zollbehörden nachgewie-
sen wird, dass die Waren nicht verwendet oder verbraucht,
sondern aus dem Zollgebiet der Union verbracht worden
sind.
(2) In den in Absatz 1 Buchstabe e genannten Fällen gilt die

Zollschuld jedoch für die Zwecke der Ahndung von Zuwider-
handlungen gegen die zollrechtlichen Vorschriften als nicht er-
loschen, wenn die Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben oder das Be-
stehen einer Zollschuld nach dem Recht eines Mitgliedstaats 
die Grundlage für die Festlegung der Sanktionen sind. 

(3) Ist nach Absatz 1 Buchstabe g eine Zollschuld in Bezug
auf Waren, die aufgrund ihrer Endverwendung einfuhrabga-
benfrei oder zu einem ermäßigten Einfuhrabgabensatz zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassen wurden, erloschen, so 
gelten die bei ihrer Zerstörung anfallenden Abfälle und Reste 
als Nicht-Unionswaren. 

(4) Die in den geltenden Vorschriften vorgesehenen Pau-
schalsätze für den unwiederbringlichen Verlust einer Ware aus 
in ihrer Natur liegenden Gründen sind anzuwenden, wenn der 
Beteiligte nicht nachweist, dass der tatsächliche Verlust den un-
ter Zugrundelegung des Pauschalsatzes berechneten Verlust 
übersteigt. 

(5) Sind mehrere Personen zur Entrichtung des der Zoll-
schuld entsprechenden Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbetrags 
verpflichtet und werden die Abgaben erlassen, so erlischt die 
Zollschuld nur für die Personen, denen der Erlass gewährt 
wird. 

(6) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe k erlischt die Zoll-
schuld nicht für Personen, die einen Täuschungsversuch unter-
nommen haben. 

(7) Ist die Zollschuld nach Artikel 79 entstanden, so erlischt
sie für Personen, die keinen Täuschungsversuch unternommen 
haben und die zur Betrugsbekämpfung beigetragen haben. 

Art. 125 Anwendung von Sanktionen. Das Erlöschen der 
Zollschuld auf der Grundlage von Artikel 124 Absatz 1 Buch-
stabe h hindert die Mitgliedstaaten nicht an der Anwendung 
von Sanktionen wegen Zuwiderhandlung gegen die zollrechtli-
chen Vorschriften. 
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Art. 126 Befugnisübertragung. Die Kommission wird er-
mächtigt, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 284 zu erlassen, 
um die Aufstellung der Verstöße festzulegen, die keine erheb-
lichen Auswirkungen auf die ordnungsgemäße Abwicklung des 
betreffenden Zollverfahrens haben und die Artikel 124 Ab-
satz 1 Buchstabe h Ziffer i ergänzen. 

Titel IV. Verbringen von Waren in das  
Zollgebiet der Union 

Kapitel 1. Summarische Eingangsanmeldung 

Art. 127 Abgabe einer summarischen Eingangsanmel-
dung. (1) Für Waren, die in das Zollgebiet der Union ver-
bracht werden, ist eine summarische Eingangsanmeldung abzu-
geben. 

(2) Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 gilt nicht
 a) für Beförderungsmittel und die darauf beförderten Waren,

die die Gewässer oder den Luftraum des Zollgebiets der
Union lediglich ohne Zwischenstopp in diesem Zollgebiet
durchqueren, und

b) in anderen durch die Art der Waren oder die Verkehrsart
hinreichend begründeten oder in internationalen Überein-
künften vorgeschriebenen Fällen.
(3) Die summarische Eingangsanmeldung ist innerhalb einer

bestimmten Frist, bevor die Waren in das Zollgebiet der Union 
verbracht werden, bei der ersten Eingangszollstelle abzugeben. 

Die Zollbehörden können zulassen, dass die summarische 
Eingangsanmeldung auch bei einer anderen Zollstelle abgege-
ben wird, sofern diese andere Stelle der ersten Eingangszollstel-
le die erforderlichen Angaben unverzüglich elektronisch über-
mittelt oder zugänglich macht. 

(4) Die summarische Eingangsanmeldung ist vom Beförderer
abzugeben. 

Ungeachtet der Verpflichtungen des Beförderers kann die 
summarische Eingangsanmeldung stattdessen von einer der fol-
genden Personen abgegeben werden: 
 a) vom Einführer oder Empfänger oder einer anderen Person,

in deren Namen oder für deren Rechnung der Beförderer
handelt,

b) von jeder Person, die in der Lage ist, die betreffenden Waren
zu gestellen oder sie bei der Eingangszollstelle gestellen zu
lassen.
(5) Die summarische Eingangsanmeldung enthält alle Anga-

ben, die für eine Risikoanalyse zu Zwecken des Schutzes und 
der Sicherheit erforderlich sind. 

Art. 187  
UZK-DVO 

Art. 185  
UZK-DVO 

Art. 104  
UZK-DelVO 

Art. 105–111 
UZK-DelVO; 
Art. 186  
UZK-DVO 

Art. 183  
UZK-DVO 


